
208 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des NationalratesXIV. GP 

Bericht 
des Finanz- und Budgetausschusses 

ijber die Regierungsvorlage (82 der Beila­
gen): Bundesgesetz über die Umsatzsteuer­
vergütung an ausländische Vertretungsbehör­
den und ihre im diplomatischen und berufs-_ 

konsularischen Rang stehenden Mitglieder 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll in 
Anlehnung an die internauionale Praxis den aus­
ländischen Vertretungsbehörden in österreich bei 
bedeutenderen Einkäufen die Umsatzsteuer ver­
gütet werden. Innerhalb bestimmter Grenzen soll 
darüber hinaus auch den öm diplomatischen oder 
berufskonsularischen Rang stehenden Mitgliedern 
dieser Vertretungsbeh_örden eine Umsatzsteuer­
vergütung geleistet werden. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat in seiner 
Sitzung am 16. März 1976 zur Vorberatung der 
Regierungsvorlage einen Unterausschuß einge­
setzt, dem die Abgeordneten M ö n d I, Mü h 1-
ba c her, Ni t tel, Pr e c h t 1, Dr. Tu 11, 
Dr. Feurstein, Kern, Dr. Leibenfrost, 
Dipl.-Ing. Dr. Z i t t m a y r u~d Dr. B r 0 e­
s i g k e angehörten. 

Der Unter ausschuß hat die Regierungsvorlage 
beraten und einige Änderungen vorgeschlagen. 

Der Finanz- und Budgetauschuß hat in seiner 
Sitzung am 14. Mai 1976 den Bericht des Unter­
ausschusses entgegengenommen und die Regie­
rungsvorlage mit den vom Unterausschuß vor­
geschlagenen Änderungen in Beratung gezogen. 

Zu den _ vom _ Unterauschuß vorgeschlagenen 
Änderungen is~ folgendes zu bemerken: 

Zu § 2 Abs.-'3: 

Die Regierungsvorlage verwendet aus Gründen 
der Rechtseinheitlichkeit zur Abgrenzung jenes 
Personenkreises, der von den Begünstigungen des 
U msa tzsteuervergü tungsgesetzes ausgeschlossen 
sein soll, Begriffe, die in zahlreichen internatio­
nalen Privilegienübereinkommen für - eine ähn­
liche Umschreibung dienen. Aus Gründen der 

KlarsteIlung sollte der Text des Umsatzsteuerver­
gütungsgesetzes auf diesen Zusammenhang hin­
weisen. Es erscheint nicht erforderlich, auf sämt­
liche internationale Verträge, in denen diese Be­
griffe verwendet werden, Bezug zu nehmen; es 
wird vielmehr als ausreichend angesehen, das 
Wien er übereinkommen über diplomatische Pri­
vilegien, BGBl. Nr. 66/1966, zu zitieren, da 
diesem übereinkommen auf dem Sektor der 
Privülegiengewährung eine grundsätzliche Bedeu­
tung zukommt. 

Zu § 3 Abs. 4: 

Die Regierungsvorlage machte die Umsatz­
steuervergütung davon abhän~ig, daß österreich i­
sche Vertretungsbehörden und ihre im diploma­
tischen und berufskonsularischen Rang stehenden 
Mitglieder im Empfangsstaat "keine abgaben­
rechtLichen Nachteile" zu tragen haben. Dieser 
Bestimmung sollte eine Art Schutzfunktion für 
die österreichischen Vertretungs behörden im Aus­
land zukommen; denn es sollte in allen nur denk­
baren Fällen einer abgabenrechtlichen Benachtei­
ligung österreichischer Auslandsvertretungen in 
einem hesnimmten Staat die Möglichkeit einer 
Verweigerung der Umsatzsteuervergütung an 
Vertretung~behörden dieses Staates eröffnet wer­
den. Die gewählte Formulierung erscheint indes­
sen zu unbestimmt. Durch die Neufassung soll 
unter mögI.ichster Beibehaltung der _ umfassenden 
Schutzfunktion eine Verdeutlichung der Gesetzes­
regelung herbeigeführt werden. Es wurde davon 
Abstand genommen, die Vergütungsberechtigung 
vom Vorliegen der matenellen Gegenseitigkeit 
abhängig zu machen, da diese im Hinblick auf 
die Vielfalt und die Unterschiedlichkeiten der 
umsatzsteuerlichen Regelungen inden einzelnen 
nationalen Rechtsordnungen sowie mit Rücksicht 
auf die Verschiedenartigkeit der abgabenrechtli­
chen Begünstigungen für diplomatische und kon­
sularische Vertretungen ,in den einzelnen Staaten 
kaum in befriedigender Weise festgestellt werden 
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kann. Anstelle dessen soll :in Absatz 4 vorgesehen 
werden, daß Vertretungsbehörden eines Staates, 
in dem österreichische Vertretungs behörden keine 
mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung ver­
einbare abgabenrechtliche Stellung genießen, von 
der Vergütungsberechtigung ausgeschlossen sind. 
Dieser Grundsatz der Gleichbehandlung würde 
beispielsweise dann verletzt sein, wenn den öster­
reichischen Vertretungsbehörden in einem be­
stimmten Empfangsstaat abgabenrechtliche Be­
günstigungen verwehrt werden, die den Ver­
tretungsbehörden anderer Staaten in diesem 
Empfangsstaat zuerkannt wurden. Es würde die­
sem Grundsatz aber auch zuwiderlaufen, wenn 
ein ausländischer Staat eine derart restriktive 
Privilegienpolitik verfolgt, daß die den österrei­
chiscl1en Vertretungsbehörden und deren Personal 
in diesem Staat zustehenden abgabenrechtlichen 
Privilegien in keiner Weise mehr den von Öster­
reich den Vertretungsbehörden dieses Staates 
eingeräumten Pr,ivile~ien vergleichbar sind .. 

~u § 8: 

Die in der Regierungsvorlage ursprünglich auf 
Grund von AbSprachen mit dem Diplomabiscl1en 
Corps vorgesehene Rückwirkunf? erscheint ange-

Nittel 
Berichterstatter 

sichts der gegenwartlgen budgetären Situation 
sowie mit Rücksicht darauf, daß in der öster­
reichischen Steuergesetzgebung abgabenrechtliche 
Begünstigungen der Bevölkerung im allgemeinen 
nicht rückwirkend eingeräumt werden, nicht in 
diesem Ausmaß vertretbar. Als Termin für die 
Einführung. einer Umsatzsteuervergütung wird 
daher bei Lieferungen für den amtlichen Ge­
brauch der Vertretungsbehörden der 1. Jänner 
1974 und bei Lieferungen für den persönlichen 
Gebrauch der Mitglieder der Vertretungsbehär­
dell. der 1. Jänner 1975 vorgeschlagen. 

Nach einer Wortmeldung des Abgeordneten 
Josef Sc h lag e r wurde die Regierungsvorlage 
unter Berücksichbigung der vom Unterausschug. 
vorgeschlagenen Knderungen mit Stimmeneinhel­
ligkeit angenommen. Der nunmehrige Gesetzes­
text - wie er vom Finanz- und Budgetausschuß 
angenommen wurde - ist diesem· Bericht bei-
ge~ruckt. . 

Der Finanz"' und Budgetausschuß stellt somit 
den· A n t rag, der Nationalrat wolle dem a n~ . /. 
g e s chI 0 s s .e n enG e se t z e ii t w u: r f die 
verfassungsmäßige Zustiml!lung erteilen. 

Wien, 1976 ps 14 

Dr. Tull 
Obmann 
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!-

, ~undesgeset~ v~m XXXXXXX 1976 
ü,ber die Umsatisieu~rv~rgütung an auslän­
(Jisme 'Ver~retungsbehörden und ihre im 
qiploinatisCheri - und berufskonsuhirischeri 
, " , 'Rang steh!!i1den Mitglieder 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ ~. (1) Hat eine .iD- qsterreich errich~ete aus· 
läp.dische V ~rtretungsbehörde Lieferungen oder 
sonstige LeistilI).gen a~sschli~ß1,ich für ihren amt­
liChen GebraucP. empfangen, so "o/ird ihr auf 
Antrag die YOP,1leistencleD- Unternehmer gemäß 
§ i l'des Umsatzsteuergesetzes; BGBI. Nr. 223/ 
1972, InR'ech'n~ngg~stellte' und von ihr bezahlte 
Umsatzsteuer' nach M'aßgabe der folgenden Be­
stimmungen vergütet. 

(2) Ausländische Vertretungsbehärden im Sinn 
dieses Bundesgesetzes sind diplomatische Missio­
nen, berufskonsularische Vertretungen sowie 
ständige Vertretungen bei internationalen Orga­
nisationen, die ihren Amtssitz in Österreich 
haben. 

§ 2. (1) Der Vergütungsanspruch nach § 1 steht 
auch den im diplomatischen oder berufskonsula­
rischen Rang stehenden Mitgliedern der auslän­
dischen Vertretungsbehärden für Lieferungen 
oder sonsnige Leistungen zu, die für ihren per­
sönlichen Gebrauch bestimmt Slind. 

(2) Die Vergütung darf für das einzelne Mit­
glied der ausländischen Vertretungs behörde den 
Gesamtbetrag von 10000 S .im Kalenderjahr nicht 
übersteigen. Die auf den Erwerb eines Kraftfahr­
zeuges, auf die Miete der privaten Wohnräum­
lichkeiten sowie auf den Aufenthalt in Kranken­
anstalten entfallende Umsatzsteuer ist ohne An­
rechnung auf diese Grenze voll zu vergüten. 

(3) Für Personen, die ,im Sinn des Artikels 38 
des Wiener übereinkommens über diplomatische 
BeZJiehungen, BGBI. Nr. 66/1966, Angehörige der 
Republik Österreich oder in ihr ständig ansässig 
sind, besteht keine Vergütungs berechtigung. 

§ 3. (1) Ein Anspruch auf Umsatzsteuerver­
gütung besteht nur hinsichtlich jener Lieferungen 
und sonstigen Leistungen, deren Entgelt zuzüglich 
der Umsatzsteuer mindestens 4000 S beträgt. 

(2) Werder. von einem umernehmer mehrere 
Leistungen'genieülsam erbracht und ·wird hier­
über nach den üblichen Regeln des Geschäftsver­
kehrs ~irie einheitliche Rechnung im Sinn des 
§ 11 ~es Umsatzsteuergesetzes ausgestellt, 'so ist 
das Gesamtentgelt der Rechnung zuzüglich Um­
satzsteuer für die Beurteilung der Vergütungs­
berechuigung gemäß Ab~. 1 maßgebend. 

(3) Für die Li~ferung vonL~ben~- und Oe nuß­
mitteln, G~tränken und Tabakerzellgl1lisse).1 ri~t 
ei~e Umsatzsteuervergütul1g ;J.usgeschlqsse~, N­
weit derartige Waren nicht im RahmeQ cier yon 
den ausländischen Vertretungsbel:J:qrdmYer;lJl~ 
staitetell ~p1pfäp.ge mit II).iD-destep.szel:m, Teil­
nehmern verbraucht werden. 

(4) Die Umsatzsteuervergütung wird den Ver­
gütungsberechtigten aller Staaten unter der Vor­
aussetzung gewährt, daß österreichischen Vertre­
tungsbehörden und ihren !im diplomatischen oder 
berufskonsularischen Rang stehenden Mitgliedern 
in diesen Staaten eine mit dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung vereinbare abgabenrechtliche 
Stellung zukommt. 

§ 4. (1) Der Antrag auf Umsatzsteuerver­
gütung ist unter Anschluß der Origlnalrechnun­
gen oder von Rechnungskopien auf dem amtlich 
aufgelegten Vordruck beim Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten einzureichen, 
das die Weiterleitung an das zur Entscheidung zu­
ständige Bundesministerium für Finanzen unter 
Beifügung einer Stellungnahme besorgt. Die Ein­
reichung hat durch die ausländischen Vertretungs­
behörden und im FaJI des vergütungsberechtigten 
Personals internationaler Organisationen durch 
die internationale Organisation zu erfolgen. 

(2) Der Antrag ist innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des Abrechnungszeitraumes zu stellen, in 
dem die Voraussetzungen für die Umsatzsteuer,· 
vergütung vodiegen. Diese Frist kann über An­
trag erstreckt werden. Der Antrag muß sämt­
liche Vergütungsansprüche, die innerhalb eines 
Abrechnungszeitraumes entstanden sind, enthal­
ten. Abrechnungszeitraum ist das Kalenderhalb­
jahr. 
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(3) Soweit dem Vergütungs antrag entsprochen 
wird, unterbleibt eine schriftliche Erledigung. 

§ 5. Ändert sich der Steuerbetrag für eine er­
brachte Leistung nach erfolgter AntragsteIlung, 
so sind die entsprechenden Berichtigungen für den 
Abrechnungszeitraum vorzUlJ.ehmen, in dem die 
Änderung des Steuerbetrages eingetreten ist. 

§ 6. (1) Werden Gegenstände, hinsichtlich derer 
eine Umsatzsteuervergütung für einen Ab­
rechnungszeitraum gewährt worden ist, innerhalb 
eines der folgenden vier Abrechnungszeiträume 
entgeldich oder unentgeltlich abgegeben, so ist 
die vergütete Umsatzsteuer zurückzuzahlen oder 
auf den Vergütungsanspruch dieses letztgenann­
ten Abrechnungszeitraumes anzurechnen. Ein 
allenfalls verbleibender Restbetrag ist auf die un­
mittelbar folgenden Vergütungsansprüche anzu­
rechnen. 

(2) Kommt in einem Abrechnungszeitraum 
hervor, daß eine Umsatzsteuervergütung zu Un­
recht gewährt wurde, so ist der zu Unrecht ver­
gütete Betrag zurückzuzahlen oder auf den Ver­
gütungsanspruch dieses .Abrechnungszeitraumes 
anzurechnen. Ein allenfalls verbleibender Rest­
betrag ist auf die unmittelbar folgenden Ver­
gütungsansprüche anzurechnen. Eine Anrechnung 
hat zu unterbleiben, wenn seit Ablauf des Kalen­
derjahres, in dem die Umsatzsteuer zu Unrecht 

vergütet wurde, ein Zeitraum von mehr als zehn 
Jahren verstrichen ist. . 

§ 7. Vertretungsbehärden im Sinn des § 1 und 
vergütungsberechtigte Personen im Sinn des § 2 
sind ebenso wie Unternehmer berechtigt, vom 
leistenden Unternehmer die' Ausstellung einer 
Rechnung mit gesondertem Steuer;i,usweis (§, 11 
des Umsatzsteuergesetzes) zu verlangen. ' 

§ 8. Dieses Bundesgesetz ist auf jene Steuer­
beträge anzuwenden, denen Lieferungen oder 
sonstige Leistungen an ausländische Vertretungs­
behörden im Sinne des § 1 zugrunde liegen, die 
nach dem 31. Dezember 1973 bewirkt worden 
sind, oder denen Lieferungen oder sonsnige Lei- ' 
stungen an vergütungsberechtigte Personen im 
Sinne des § 2 zugrunde liegen, die nach dem 
31. Dezember 1974 bew:irkt worden Slind. Ver­
gütungsanträge, die sich auf vor dem 30. Juni 
1976 bewirkte Lieferungen oder sonstige Lei­
stungen beziehen, können his 30. Juni 1977 ge-
stellt werden. ' 

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für F,inanzen betraut. Mit 
der Vollziehung des § 4 ist auch der Bundesmini­
ster für Auswärtige Angelegenheiten und mit 
der Vollziehung des § 7 list auch - soweit es 
sich um zivilrechtliche Bestimmungen handelt -­
der Bundesminister für Justiz betraut. 
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